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Es gilt das gesprochene Wort

1. Lesung zum Kreishaushalt 2026

In der Kreistagssitzung

am 5. November 2025

Sehr geehrter Herr Landrat,
sehr geehrte Damen und Herren des Kreistags,
meine sehr geehrten Damen und Herren,

wir stehen vor einem herausfordernden Haushaltsjahr und präsentieren heute Zahlen, die 
man im Biberacher Kreistag lange nicht gehört hat. Aber wir sehen nicht alles düster: Wir 
wussten, dass schwierige Zeiten kommen würden und haben darauf reagiert. Und zwar 
sowohl beim Vollzug des Haushaltsplans im laufenden Jahr als auch bei der Erstellung des 
nun vorliegenden Planwerkes für 2026.

Die kommenden Haushaltsjahre werden schwierig und wir müssen und wollen sparen, damit 
wir handlungsfähig bleiben. Weltuntergangsstimmung ist bei alledem aber nicht angezeigt, 
die Welt wird sich weiterdrehen und wir wollen unsere Zukunft aktiv gestalten. Ziel kann also 
kein Kahlschlag sein. Vielmehr kommt es auf unser Augenmaß an: Wir müssen mit 
Augenmaß sparen – und mit Augenmaß investieren. Jede Krise bietet bekanntlich auch 
Chancen.  

Der Haushaltsplanentwurf 2026 ließe sich deshalb auch überschreiben mit „Knappe Kassen, 
große Aufgaben“. Unter diesem Titel hat die Bertelsmann-Stiftung vor kurzem ihren 
„Kommunalen Finanzreport“ veröffentlicht. Sie zeichnet darin ein düsteres Bild. Eine 
erhebliche Zahl der Kommunen sei in einer derart prekären Finanzlage, dass selbst die 
Pflichtaufgaben vielerorts nur noch mit großen Kraftanstrengungen erfüllt werden können. 
Für dringend notwendige Investitionen mangle es an finanzieller Ausstattung, der finanzielle 
Gestaltungsspielraum in den Kommunen gehe gegen Null.

Das alles ist Realität und der Landkreis Biberach ist mitten drin. Während die deutschen 
Landkreise, Städte und Gemeinden bereits das Jahr 2024 mit einem noch nie dagewesenen 
Defizit in Höhe von 24,8 Mrd. € abgeschlossen haben, konnte der Landkreis Biberach noch 
ein leicht positives Ergebnis von 1,8 Mio. Euro verbuchen. In diesem Jahr kommt es 
schlimmer: Das bundesweite Defizit der Kommunen wird mit hoher Wahrscheinlichkeit die 30 
Milliarden-Schallmauer durchbrechen, wir in Biberach erwarten ein Minus in Höhe von rund 
12 Mio. Euro. Unsere aktuelle Einschätzung: Falls sich der Bund nicht zu umfangreichen 
strukturellen Reformen aufraffen kann, werden die kommunalen Haushalte in den nächsten 
Jahren von einem Rekorddefizit zum nächsten eilen. Die Rücklagen aus den guten Jahren 
sind weg, auch bei uns. Das tut weh. Die Folge sind Liquiditätsprobleme, ansteigende 
Verschuldung und ein Absturz der Investitionen.

Die schwierige Haushaltslage kommt nicht überraschend und die Gründe sind offensichtlich. 
Sie erinnern sich an unsere Klausurtagung Mitte Oktober 2024 im Kloster Irsee, dort haben 
wir Ihnen die Zahlen, Daten, Fakten transparent offengelegt und der Hauptgeschäftsführer 
des Landkreistags hat die herausfordernde bundes- und landesweite Entwicklung 
präsentiert.

Das Dilemma ist einfach benannt: Wir haben auf der einen Seite ein sehr schwaches 
Wirtschaftswachstum. Auf der anderen Seite jedoch haben wir eine extreme 
Ausgabendynamik, die in den vergangenen Jahren deutlich über dem Einnahmezuwachs 
lag. Im Landkreis Biberach planen wir inzwischen mit Aufwendungen in Höhe von fast 
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406 Mio. Euro, vor 10 Jahren waren diese mit 202 Mio. Euro nur halb so hoch. Die zweifellos 
größte Herausforderung für die kommunalen Haushalte ist die Entwicklung der 
Sozialleistungen mit Steigerungsraten in den letzten fünf Jahren zwischen 5,7 und 13 Mio. 
Euro. 

Für mich ist das untragbar und nicht mehr finanzierbar. Besonders problematisch ist, dass 
mit der Eingliederungshilfe und der Jugendhilfe diejenigen Sozialausgaben überproportional 
anwachsen, die zum einen nicht konjunkturabhängig sind und zum anderen schon immer zu 
den höchsten Haushaltsposten der Kreise zählen. Unser Zuschussbedarf für die 
Eingliederungshilfe hat sich von 2020 auf 2025 um 61 Prozent oder 27,5 Mio. Euro erhöht.

Deshalb sage ich in aller Deutlichkeit: Der Weg aus der Finanzmisere der Kommunen kann 
nur erfolgreich sein, wenn es im Sozialetat zu deutlichen Entlastungen für die Stadt- und 
Landkreise kommt. Darin, meine sehr geehrten Damen und Herren, sehe ich den Schlüssel 
zur Rettung der Kommunalfinanzen. Die Lösung kann ausdrücklich nicht sein, dass wir bei 
anderen wichtigen Aufgaben des Landkreises im Rahmen der Daseinsvorsorge finanziellen 
Kahlschlag betreiben.

Die Landkreisverwaltung hat ein klares Selbstbild: Verwaltung soll dienen, nicht lähmen. 
Dennoch gibt es viele Bereiche, in denen wir administrativ zuständig sind, die Gesetze aber 
Bund und Land machen, ohne für die finanziellen Folgen einstehen zu müssen. Forderungen 
nach echter Aufgabenkritik und Mut für echte strukturelle Änderungen wie auch Warnungen 
der kommunalen Spitzenverbände gab es genug, sie wurden allerdings konsequent ignoriert. 
Die altbekannte Forderung, wer bestellt bezahlt, muss endlich konsequent umgesetzt 
werden.

Wir brauchen deshalb erstens eine höhere und dauerhafte Kostenbeteiligung vom Bund, vor 
allem bei der Eingliederungshilfe, und auch bei der Jugendhilfe. Die Jugendhilfe ist mit einem 
Zuschussbedarf von 23,6 Mio. Euro der zweite große Aufgabenbereich im Teilhaushalt 
Soziales mit deutlichen Kostensteigerungen. Dass es geht, wenn ein politischer Wille da ist, 
zeigt das Beispiel Grundsicherung im Alter und bei der Erwerbsminderung. Unser Aufwand 
in Höhe von 16,7 Mio. Euro wird seit dem Jahr 2014 komplett vom Bund erstattet.

Wir unterstützen zweitens auch die Forderung der kommunalen Spitzenverbände auf eine 
deutliche Erhöhung des kommunalen Anteils an der Umsatzsteuer. Dies ausdrücklich 
verbunden mit dem Ziel, dass auch die kommunalen Soziallastenträger, also auch die 
Landkreise, in den Genuss einer Umsatzsteuerbeteiligung kommen. Sie wissen, das ist 
bislang nicht der Fall.

Es ist aber nicht das Verständnis der Kreisverwaltung, nur abzuwarten und auf die Hilfe 
anderer zu hoffen. Der Landkreis Biberach muss seine Handlungsfähigkeit erhalten. Deshalb 
setzen wir seit Jahren konsequent eine umfassende Haushaltsüberwachung um, die bereits 
frühzeitig mit dem Planungsprozess beginnt und sich im Vollzug fortsetzt. Hier möchte ich 
allen Kolleginnen und Kollegen, vor allem dem Sozialdezernat mit Frau Alger und Herrn 
Kienle an der Spitze sowie der Kreiskämmerei mit Frau Luppold für die Fleißarbeit danken. 

Die laufenden Sachkosten haben wir im Griff, im Vergleich zum Vorjahr gibt es bei den 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen trotz Preissteigerungen keine 
Planerhöhungen. Bereits im Planungsprozess haben wir in internen Runden mit den Ämtern 
die ursprünglichen Mittelanmeldungen im Ergebnishaushalt um rund 5 ½ Mio. Euro gekürzt. 
Wir haben dabei nicht nur Sachkosten eingespart, sondern durchaus wünschenswerte 
Projekte gar nicht erst in den Plan eingearbeitet, so fielen unter anderem Verbesserungen im 
ÖPNV dem Rotstift zum Opfer. Solche Entscheidungen sind bitter, aber das verstehen wir in 
der Verwaltung unter finanzieller Verantwortung.
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Trotz traditionell niedriger Kreisumlage haben wir gemeinsam in den letzten Jahren vieles 
erreicht und wir sind sehr gut aufgestellt. Sie wissen das alles: Unsere Infrastruktur ist 
insgesamt in einem guten Zustand. Wir haben hohe Summen investiert und auch umfassend 
saniert, vor allem unsere Schulen. Früher als andere haben wir uns mit den Klinikstrukturen 
im Landkreis beschäftigt und diese fit für die Zukunft gemacht. 

Im ersten Quartal 2025 hat sich der Kreistag intensiv mit den Freiwilligkeitsleistungen 
beschäftigt. Unser Fazit war und ist: Im Vergleich zu anderen Landkreisen sind wir auch hier 
ausgesprochen sparsam unterwegs und gehen sehr restriktiv vor. Die „echten“ 
Freiwilligkeitsleistungen machen im Ergebnishaushalt mit einem Anteil am Gesamtvolumen 
von nicht einmal einem Prozent einen verschwindend geringen Anteil aus. Mit Blick auf die 
vielfältigen Impulse für das soziale und kulturelle Leben im Landkreis muss man festhalten: 
Da ließe sich nicht viel einsparen, aber mit Einsparungen viel kaputt machen und langfristige 
gesellschaftliche Folgekosten hervorrufen.

Keine echte Freiwilligkeitsleistung, sondern eine sogenannte freiwillige Aufgabe der 
Daseinsvorsorge ist der Öffentliche Personennahverkehr. Der Widerspruch zwischen 
Anspruch und Realität tritt hier offen zu Tage. Steigende Personal- und Sachkosten führen 
zu einem deutlich erhöhten Zuschussbedarf bei im Wesentlichen gleich bleibenden 
Fahrleistungen und Angebot. Die Zeit der eigenwirtschaftlichen Verkehre ohne Zuschüsse 
des Landkreises ist vorbei. Der Zuschussbedarf erhöht sich 2026 um 1,9 Mio. Euro auf 9,9 
Mio. Euro. Die Umsetzung des 2021 erarbeiteten Mobilitätskonzeptes mit einem deutlich 
verbesserten Angebot ist unter diesen Voraussetzungen nicht möglich. Hier müsste echtes 
frisches Geld in das System kommen. 

Der ÖPNV-Report des Landes Baden-Württemberg ermöglicht, unser eigenes Angebot im 
Landkreis im landesweiten Kontext richtig einzuordnen und zu bewerten. Zusammengefasst 
lautet hierbei unser Fazit: Wir haben ein bedarfsorientiertes, relativ günstiges Angebot. Die 
Qualität, die vom Land in Güteklassen eingeteilt wird, ist für den ländlichen Raum in der 
Gesamtbetrachtung akzeptabel. Ein deutlicher Ausbau des Angebots, wie er in den letzten 
Jahren in anderen Landkreisen vorgenommen wurde, ist bei uns vorausschauend nie erfolgt. 
Einen Rückbau sehen wir aber kritisch. Wir liegen bereits bei den Pro-Kopf-Ausgaben für 
den ÖPNV deutlich unter dem Landesschnitt.

Wenn wir jetzt Fahrangebote reduzieren, stellt sich mir die Frage: Wollen wir am Ende 
außerhalb des Stadtgebiets Biberach wirklich den schlechtesten ÖPNV in Baden-
Württemberg? Damit dienen wir weder den Menschen, die hier leben, noch locken wir so 
Fachkräfte in unseren Landkreis. Zur Verbesserung der Einnahmesituation kann man 
darüber nachdenken, bestimmte Vergünstigungen und Befreiungen im Schülerverkehr 
abzubauen, diesen Weg sind manche Landkreise bereits gegangen. Das ist eine 
Entscheidung, die der Kreistag zu treffen hat.

Eine wichtige Dienstleistung gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern ist die Unterhaltung 
unserer Kreisstraßen mit allem, was dazugehört – einschließlich des Winterdienstes auf 
Bundes- und Landesstraßen. Auch hier sind wir sparsam unterwegs. Die Personalkosten 
sind tarifbedingt gestiegen, dennoch planen wir, den Zuschussbedarf gegenüber dem 
Vorjahr um rund 600.000 Euro zu senken. Das gelingt nur, weil wir den Unterhalt auf ein 
absolutes Mindestmaß von 1,1 Mio. Euro heruntergefahren haben. Noch weniger zu tun, 
hieße die Substanz zu vernachlässigen und am Ende für Schlaglöcher das Doppelte zu 
zahlen. Wir liegen hier bereits 44 Prozent unter dem Landesdurchschnitt. Mehr lässt sich 
nicht sparen.

Wir haben die mit Abstand niedrigste Kreisumlage im Land und gleichzeitig keine Schulden. 
Das haben wir uns in den letzten Jahren hart erarbeitet. Unser oberstes Ziel war und ist: 
Handlungsfähig bleiben ohne die Städte und Gemeinden zu überfordern. Sparsames 
Verwaltungshandeln und kluge und weitsichtige Beschlüsse des Kreistags, immer in enger 
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Abstimmung und in den allermeisten Fällen in großem Einvernehmen zwischen dem 
Gremium und der Verwaltung. Das ist das eigentliche Erfolgsrezept des Landkreises 
Biberach und das sollten wir auch in schwierigen Zeiten beibehalten. Das eröffnet 
Spielräume, die wir gezielt nutzen sollten.

Um uns Spielräume zu erhalten und handlungsfähig zu bleiben, müssen wir die 
Personalkostensteigerungen so weit wie möglich begrenzen. Ein wichtiger Schritt ist, im 
Stellenplan 2026 keine neuen Stellen auszuweisen. Schon heute prüfen wir 
selbstverständlich bei jeder Nachbesetzung, ob diese unbedingt notwendig ist. Dazu bedarf 
es einer intensiven und ehrlichen Aufgabenkritik innerhalb der Dezernate und Ämter. Bei den 
staatlichen Sonderbehörden gilt der Grundsatz: Kein kommunales Geld für staatliche 
Aufgaben. Auch hier ist Augenmaß und gesunder Menschenverstand gefragt, wir brauchen 
eine funktionierende Verwaltung und müssen Pflichtaufgaben erfüllen. Wir werden Ihnen 
bereits im 1. Quartal 2026 eine entsprechende Übersicht mit Handlungsoptionen 
unterbreiten.

Blicken wir auf die Einnahmenseite. Hier schaut das Gremium ja traditionell in erster Linie 
auf die Kreisumlage. Leitbild ist für uns immer die kommunale Familie, die Städte und 
Gemeinden sowie der Landkreis, die gemeinsam in einem Boot sitzen. Denn auch der 
Landkreis ist Kommune und erfüllt vor Ort wichtige Aufgaben für die Bürgerinnen und Bürger. 
Der Landkreis darf die Städte und Gemeinden nicht über Gebühr belasten.

Hier ist zunächst einmal erfreulich, dass sich die Steuerkraftsumme der Städte und 
Gemeinden im Landkreis Biberach sehr positiv entwickelt hat. Bekanntlich sind die 
tatsächlichen Steuereinnahmen der Kommunen des Jahres 2024 die Bemessungsgrundlage 
für die Kreisumlage 2026, und hier ist ein Zuwachs von fast 10 Prozent auf 462,6 Mio. Euro 
zu verzeichnen –  ein neues Allzeithoch. Wir gehören damit zu den steuerstärksten 
Landkreisen in Baden-Württemberg. Beim absoluten Kreisumlageaufkommen je Einwohner 
ist es übrigens genau umkehrt und das ist schon bemerkenswert. 2025 erheben wir pro 
Einwohner 537 Euro, im Landesschnitt sind es 626 Euro. Diese Zahl ist wichtig für die 
Beurteilung der Frage, ob der Landkreis bei der Festsetzung der Kreisumlage seine Städte 
und Gemeinden finanziell überfordert. Auch wenn jede Umlageerhöhung schmerzlich ist, 
kann man mit Blick auf diese Zahlen feststellen, dass die Verwaltung Ihnen einen 
angemessenen und ausgewogenen Vorschlag unterbreitet hat. 

Wir gehen davon aus, dass sich die Steuereinnahmen der Städte und Gemeinden im 
Landkreis Biberach auch in 2025 überdurchschnittlich gut entwickeln werden. Das führt auf 
der einen Seite zu einem weiteren Anstieg der Steuerkraftsumme im übernächsten Jahr, also 
2027. Auf der anderen Seite werden uns diese Mehreinnahmen im Rahmen des 
kommunalen Finanzausgleichs bei den Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden 
Steuerkraft in Abzug gebracht. Im Verwaltungs- und Finanzausschuss habe ich diesen 
Mechanismus bereits erläutert. Diese Entwicklung wird dazu führen, dass sich die 
Schlüsselzuweisungen, die in 2026 bereits um 7 Mio. auf 26,9 Mio. Euro sinken, in 2027 
Richtung Null bewegen.

Aktuell zeichnen sich finanzielle Verbesserungen ab. Land und Kommunen haben sich auf 
ein Paket zur finanziellen Stützung der Kommunen verständigt, das kurzfristig für gewisse 
einmalige Entlastungen sorgt. Sowohl bei den Landkreisen als auch bei den Städten und 
Gemeinden. So wird unter anderem die Finanzausgleichsmasse A einmalig erhöht und die 
Kommunen werden mit einem Anteil von 2/3 an den Baden-Württemberg aus dem 
Sondervermögen zustehenden Mittel beteiligt. Es ist gut, dass das Land Baden-Württemberg 
den Ernst der Lage der Kommunen erkannt hat und im Rahmen seiner Möglichkeiten 
unterstützt. Ich hoffe, dass sich auch beim Bund diese Erkenntnis bald durchsetzt und Taten 
folgen.
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Wir dürfen aber nicht verkennen: Die Haushaltssituation vieler Kommunen, auch bei uns im 
Landkreis, ist schwierig und angespannt. Darauf müssen wir angemessen reagieren. Wie Sie 
es von uns gewohnt sind, werden wir alle Verbesserungen im Rahmen der anstehenden 
Beratungen offen legen und über die Änderungsliste berücksichtigen. Zusammen mit ersten 
Einsparungen und Einnahmeverbesserungen halten wir eine Korrektur der 
Hebesatzerhöhung auf knapp unter 30 Prozent für vertretbar, auch wenn dann der 
Haushaltsausgleich bereits im zweiten Jahr in Folge in weite Ferne rückt. Wir schaffen damit 
aber weitere Handlungsspielräume in den Gemeinden, die dort auch dringend benötigt 
werden. Auch der Landkreis verfügt dann noch über die erforderlichen 
Handlungsspielräume, die wir ebenfalls für unsere Aufgabenerfüllung dringend brauchen.

Unser ambitioniertes und wichtiges Investitionsprogramm können wir entsprechend den 
Beschlüssen des Kreistags noch umsetzen, wenn auch mit gewissen Korrekturen und 
Verschiebungen. Wir leisten uns keine Luxusprojekte. Wir setzen dringend notwendige und 
vom Kreistag beschlossene Maßnahmen um. Der Landkreis baut Schulen, stattet diese aus, 
baut oder saniert Straßen und Brücken. Wir investieren in die Daseinsvorsorge für unsere 
Bürgerinnen und Bürger und wir schaffen die Grundlage, damit unsere Betriebe gut 
ausgebildete Fachkräfte erhalten können. Das ist unsere Aufgabe, die Investitionen sind kein 
Selbstzweck. Es sind Investitionen in die Lebensqualität unserer Bürgerinnen und Bürger 
und zur Sicherung der Wirtschaftskraft in unserem Landkreis.

Das Investitionsvolumen im kommenden Jahr ist mit rund 27 Mio. Euro eher 
unterdurchschnittlich, aber wir bereiten viele Maßnahmen vor, vor allem im Straßenbau. Die 
Maßnahmen sind Ihnen alle bekannt, hier reichen Stichworte. Beim Aufstieg zur B 30 können 
und müssen wir den Förderantrag bis zum Jahresende stellen, dann geht es in die 
Planfeststellung. Da wir mit der Maßnahme bereits in das LGVFG-Förderprogramm 
aufgenommen wurden, muss der Baubeginn spätestens im Jahr 2029 erfolgen, wir möchten 
allerdings so früh wie möglich beginnen. Auch bei der Nordwesttangente Laupheim stehen 
wir kurz vor dem Planfeststellungsverfahren. Die Donaubrücke Daugendorf wird nächstes 
Jahr erneuert, für diese Maßnahme sind 6,5 Mio. Euro veranschlagt. Für das Land führen wir 
unsere Planungen der Ortsumfahrungen im Zuge der B 312 einschließlich der weiteren 
Strecke zwischen Edenbachen und Eichenberg fort.

Nach einem umfangreichen europaweiten Ausschreibungsverfahren steht die 
Auftragsvergabe für den dringend erforderlichen Neubau der Straßenmeisterei Warthausen 
an, da wird es dann auch nächstes Jahr mit dem Bau losgehen. Den Erweiterungsbau 
unserer Beruflichen Schule Riedlingen wollen wir im nächsten Jahr einweihen, hier sind 4 
Mio. Euro reserviert.

Einen deutlich erhöhten Investitionsbedarf haben wir dann nach unseren Planungen ab dem 
Jahr 2027 zu bewältigen, vor allem wegen der großen Maßnahmen im Straßenbau. Das 
Investitionsvolumen im Finanzplanungszeitraum bis 2029 liegt bei 165,2 Mio. Euro.

Von diesen Maßnahmen profitieren die Städte und Gemeinden ebenso wie die Menschen, 
die hier leben. Das können wir uns nur leisten, wenn auch die erforderlichen 
Finanzierungsmittel zur Verfügung gestellt werden. Die Kreisumlage muss so bemessen 
sein, dass am Ende noch Liquidität für die Maßnahmen zur Verfügung steht.

Unsere Liquidität wird bereits im nächsten Jahr praktisch aufgebraucht sein, ab 2027 
nehmen wir Kredite auf. Die in der Finanzplanung vorgesehenen Kredite in Höhe von 32 Mio. 
Euro halten wir angesichts des Investitionsvolumens für vertretbar, aber da gibt es im Sinne 
der Generationengerechtigkeit klare Grenzen. Werden die notwendigen Haushaltsmittel nicht 
bereitgestellt, bleibt am Ende nur die Verschiebung oder gar die komplette Streichung von 
Investitionsmaßnahmen.
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Auch wenn unsere Finanzlage verglichen mit den allermeisten anderen Kreisen immer noch 
als gut bezeichnet werden kann, geht es uns deutlich schlechter als noch vor wenigen 
Jahren. Die kommenden Haushaltsjahre werden wirklich herausfordernd und wir müssen 
und wollen sparen, damit wir handlungsfähig bleiben. Wenn wir jetzt mit Verstand klug und 
vor allen Dingen gemeinsam eng abgestimmt innerhalb der kommunalen Familie handeln 
und nicht nur die schlechten Rahmenbedingungen beklagen, bleiben wir handlungsfähig und 
wir werden mit den immer noch finanzstärksten Kommunen im Land gestärkt aus dieser 
Lage hervorgehen. Wie gesagt: Denn jede Krise bietet auch Chancen.

Wir brauchen also keinen Kahlschlag, sondern Augenmaß – Augenmaß beim Sparen und 
Augenmaß beim Investieren. Grundlage dafür ist ein fairer Lastenausgleich innerhalb der 
kommunalen Familie, zwischen den Städten und Gemeinden sowie dem Landkreis. 

Die Verwaltung hat mit dieser klaren Zielsetzung den Haushaltsplanentwurf für das 
kommende Jahr erstellt. Ich freue mich auf konstruktive und zielgerichtete 
Haushaltsplanberatungen. Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.


